
 
PRESSEMITTEILUNG 
 
BIG fordert umfassende Aufklärung auffälliger Wahlmuster bei den 
Kommunalwahlen 2026 
 
Dringliche Anfrage soll Panaschierverflechtungen, 
Briefwahlauffälligkeiten, mögliche Mandatsrelevanz und 
Kenntnisstand der Stadt klären 
 
Frankfurt am Main, 21.08.2026 

Der BIG Kreisverband Frankfurt fordert eine umfassende, transparente und 
ergebnisoffene Aufarbeitung der auffälligen Panaschier- und Briefwahlmuster bei den 
Kommunalwahlen 2026. Mit einer Dringlichen Anfrage soll der Magistrat unter 
anderem darlegen, wie die amtlichen Wahldaten bewertet werden, welche Prüfungen 
bereits stattgefunden haben, wann die zuständigen Stellen von möglichen 
Auffälligkeiten erfahren haben und ob einzelne Panaschierstimmen rechnerisch 
mandatsentscheidend waren. 

„Die statistischen Daten liegen jetzt vor. Deshalb müssen wir darüber sprechen, 
was diese Zahlen konkret zeigen. Auffälligkeiten sind noch kein Beweis für 
Fehlverhalten – aber sie müssen nachvollziehbar erklärt und bei begründetem 
Anlass geprüft werden. Mit unserer Dringlichen Anfrage wollen wir konkrete und 
belastbare Antworten“, so der BIG-Stadtverordnete Haluk Yildiz. 

Anlass der Dringlichen Anfrage sind die von der kommunalen Statistikstelle in der 
„Frankfurt WAHLEN.ANALYSE“ veröffentlichten Wahlauswertungen sowie 
verschiedene Presseberichte. Die Auswertung dokumentiert unter anderem 
umfangreiche Panaschierverflechtungen zwischen den Wahlvorschlägen und 
erhebliche Veränderungen der ursprünglichen Listenreihenfolge einzelner 
Kandidierender. 

Nach Presseberichten erhielten mehrere Kandidierende jeweils mehr als 6.000 
Panaschierstimmen von IBF-Briefwählerinnen und -Briefwählern. Bei vier 
Kandidierenden sollen diese Stimmen für den Einzug in die 
Stadtverordnetenversammlung entscheidend gewesen sein. Entsprechende 
Presseberichte nennen Kandidierende von CDU, SPD und GRÜNEN. Ob und in 
welchem Umfang dies tatsächlich zutrifft, soll anhand der vollständigen amtlichen 
Wahldaten im Rahmen der Dringlichen Anfrage geklärt werden. 

BIG verlangt amtliche Klärung der Mandatsrelevanz 

Genau diesen Punkt will die BIG nicht bei einer medialen Bewertung belassen, 
sondern anhand der amtlichen Wahldaten klären lassen. Der Magistrat soll darlegen, 
bei welchen Kandidatinnen und Kandidaten Panaschierstimmen tatsächlich 
rechnerisch für den Einzug beziehungsweise eine mandatsrelevante 
Listenplatzverschiebung entscheidend waren. 



„Bei einer so weitreichenden Frage sollten wir uns nicht allein auf 
Presseberichte oder eigene Berechnungen stützen müssen. Das Wahlamt 
verfügt über die vollständigen Daten. Deshalb wollen wir amtlich wissen, bei 
wem diese Stimmen tatsächlich mandatsentscheidend waren und wie sich dies 
rechnerisch nachvollziehen lässt“, erklärt Haluk Yildiz. 

Auffällige Verflechtungen auch bei der KAV-Wahl 

Ein weiterer Schwerpunkt der Dringlichen Anfrage betrifft die Wahl zur Kommunalen 
Ausländer- und Ausländerinnenvertretung (KAV). Der Magistrat soll unter 
anderem erläutern, wie die dort veröffentlichten Panaschiermuster bewertet werden 
und welche Erkenntnisse sich aus den statistischen Auswertungen ergeben. 

Was wusste die Stadt vor der Bestätigung der Wahl? 

Ein weiterer Schwerpunkt der Dringlichen Anfrage ist die Frage, wann Magistrat, 
Wahlamt, Wahlleitung und zuständiges Dezernat erstmals Kenntnis von 
Strafanzeigen, Beschwerden oder sonstigen konkreten Hinweisen auf mögliche 
Unregelmäßigkeiten erhielten. 

Von besonderer Bedeutung ist für die BIG der 21. Mai 2026. Vor der Entscheidung 
der Stadtverordnetenversammlung über die Gültigkeit der Kommunalwahl soll geklärt 
werden, welche relevanten Erkenntnisse zu diesem Zeitpunkt bereits vorlagen und 
welche davon dem Wahlprüfungsausschuss beziehungsweise der 
Stadtverordnetenversammlung mitgeteilt wurden. 

Darüber hinaus fragt die BIG nach möglichen Erkenntnissen aus der Kommunalwahl 
2021, nach daraus gezogenen Konsequenzen sowie nach den organisatorischen 
Schutzmaßnahmen bei der Briefwahl 2026. 

Brief- und Urnenwahl sollen detailliert verglichen werden 

Die BIG verlangt zudem eine vertiefte statistische Analyse der Unterschiede zwischen 
Brief- und Urnenwahl. Der Magistrat soll offenlegen, welche auffälligen 
Abweichungen das Wahlamt selbst festgestellt hat und welche Vergleichsanalysen auf 
Ebene der Wahl- und Briefwahlbezirke vorgenommen wurden. 

Zugleich soll geklärt werden, welche Möglichkeiten und rechtlichen Grenzen einer 
nachträglichen Überprüfung bestehen, wenn außergewöhnliche Häufungen von 
Briefwahl- oder Panaschierstimmen festgestellt werden. 

Keine Vorverurteilung – Gerechtigkeit gilt für alle 

Die BIG stellt ausdrücklich klar: Panaschieren und Kumulieren sind legal und 
Bestandteil des hessischen Kommunalwahlrechts. Die veröffentlichten Zahlen 
beweisen für sich genommen keine Unregelmäßigkeit. Auch eine Strafanzeige ist kein 
Beweis für eine Straftat. Die Dringliche Anfrage dient deshalb einer sachlichen und 
ergebnisoffenen Prüfung der veröffentlichten Wahldaten. 

„Eine gründliche und ergebnisoffene Prüfung schützt diejenigen, die 
ordnungsgemäß gewählt wurden, vor unbegründeten Verdächtigungen. Sollten 
sich jedoch tatsächlich unlautere oder unzulässige Vorgänge bestätigen, 



müssen wir genauso an diejenigen Kandidatinnen und Kandidaten denken, die 
dadurch möglicherweise benachteiligt wurden oder ein Mandat verpasst haben. 
Gerechtigkeit gilt für alle Seiten“, so der personalpolitische Sprecher des BIG 
Kreisverbandes Frankfurt, Jamsched Amiri. 

Ziel der Dringlichen Anfrage ist eine transparente Einordnung der veröffentlichten 
Wahldaten und die Stärkung des Vertrauens in demokratische Wahlen. 

„Wir brauchen weder Vorverurteilungen noch Wegsehen. Wir brauchen 
Transparenz, Prüfung und Aufklärung. Denn am Ende geht es nicht um einzelne 
Parteien, sondern um die Gerechtigkeit der Wahl und das Vertrauen der 
Frankfurterinnen und Frankfurter in unsere demokratischen Institutionen“, 
betont Haluk Yildiz. 
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